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Der Amtsausschuss hat in seiner Sitzung am 25. Februar 2013 die folgen-
de 1. Änderung der Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim beschlos-
sen:

Artikel 1
Die Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim, beschlossen in der Sit-
zung des Amtsausschusses am 14.03.2011, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 2 wird gestrichen,
b) Nr. 3 wird zu Nr. 2,
c) Nr. 4 wird zu Nr. 3,
d) Nr. 5 wird zu Nr. 4,
e) Nr. 6 wird zu Nr. 5,
f) Nr. 7 wird zu Nr. 6.

2. § 3 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen.

3. § 7 Nr. 1 wird wie folgt neu gefasst:

das Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der Begründung ei-
nes Beamtenverhältnisses,

1. Änderung der Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim

4. § 7 Nr. 5 wird wie folgt geändert:

Die Entgeltgruppe „E 10 TVöD“ wird durch die Entgeltgruppe „E 12
TVöD“ ersetzt.

5. § 8 Abs. 1, Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

Der Amtsausschuss benennt auf Vorschlag des Amtsdirektors für die
Dauer von vier Jahren die Gleichstellungsbeauftragte sowie eine
Vertreterin für den Fall ihrer Verhinderung.

6. § 8 Abs. 1, Satz 2 wird wie folgt geändert:

Das Wort „Wiederbestellungen“ wird ersetzt durch das Wort „Wieder-
benennungen“.

Artikel 2
Die 1. Änderung der Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim tritt am
Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

ausgefertigt:

Biesenthal, den 26.02.2013

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz hat in ihrer Sitzung am 07.
Februar 2013 folgende 1. Änderung der Anlage I Reinigungsklassen zur
Satzung über die Reinigung öffentlicher Straßen in der Gemeinde Rüdnitz
(Straßenreinigungssatzung) vom 24.04.2012 beschlossen:

1. Anlage I       Reinigungsklassen

Die Anlage I wird um die vor die Tabelle eingefügten Erklärungen zu den
Reinigungsklassen I bis IV ergänzt.

1. Änderung der Anlage I Reinigungsklassen zur
Satzung über die Reinigung öffentlicher Straßen in der Gemeinde Rüdnitz

(Straßenreinigungssatzung)

2. Inkrafttreten
Die 1. Änderung der Anlage I Reinigungsklassen zur Satzung über die Rei-
nigung öffentlicher Straßen in der Gemeinde Rüdnitz (Straßenreinigungs-
satzung) tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

ausgefertigt:

Biesenthal, den 08.02.2013

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Anlage I             Reinigungsklassen

Reinigungsklasse I:   
anliegender Eigentümer: Reinigung der Gehwege einschließlich Winterdienst;
Gemeinde: Reinigung der Fahrbahn nach Bedarf, Winterdienst auf der Fahrbahn

Reinigungsklasse II:   
anliegender Eigentümer: Reinigung der Gehwege einschließlich Winterdienst, Reinigung der Fahrbahn ohne Winterdienst
Gemeinde: Winterdienst auf der Fahrbahn (nachrangige Beräumung bzw. Abstumpfung, wenn alle Straßen der Reinigungsklasse I

beräumt bzw. abgestumpft sind)

Reinigungsklasse III:
anliegender Eigentümer: Reinigung der Gehwege einschließlich Winterdienst, Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst
Gemeinde: Winterdienst auf der Fahrbahn  (nachrangige Beräumung bzw. Abstumpfung, wenn alle Straßen der Reinigungsklassen

I und II beräumt bzw. abgestumpft sind)

Reinigungsklasse IV:
anliegender Eigentümer: Reinigung der Gehwege und der Fahrbahnen einschließlich  Winterdienst
Gemeinde: keine Reinigung
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Rüdnitz – Ortslage Rüdnitz

Straße Klasse Reinigungsleistung Reinigungsleistung
Eigentümer Gemeinde

Ackerweg (befestigter Teil) I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Alte Heerstraße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

unbefestigter Teil III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschließlich Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Bahnhofstraße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Bergstraße II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Bernauer Straße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Birkenweg III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Danewitzer Straße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Dorfstraße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
 Winterdienst auf der Fahrbahn

Elsternweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Feldweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Hauptweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Hellmühler Weg III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschließlich Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Kirschweg III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschließlich Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Landweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Langerönner Weg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Mittelweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Sechsrutenweg II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Waldweg III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Wiesensteig III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Willesweg III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Ortsverbindung Rüdnitz-Albertshof I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn
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Wohnpark Rüdnitz

Straße Klasse Reinigungsleistung Reinigungsleistung
Eigentümer Gemeinde

Barnimstraße II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Bürgermeisterstr. I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
 Winterdienst auf der Fahrbahn

Damrowgasse III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Lindenstraße II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Neurüdnitzer Ring II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Paul-Brandt-Str. III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Ritterstraße II Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst,
Reinigung der Fahrbahnen ohne Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Wilhelm-Guse-Str. I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Ortslage Albertshof

Straße Klasse Reinigungsleistung Reinigungsleistung
Eigentümer Gemeinde

Gartenstraße III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Mittelstraße I Reinigung der Gehwege, soweit vorhanden Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
einschl. Winterdienst Winterdienst auf der Fahrbahn

Pappelallee III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege
einschl. Winterdienst Winterdienst Fahrbahn

Parkstraße I Reinigung der Gehwege, soweit vorhanden Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
einschl. Winterdienst Winterdienst auf der Fahrbahn

Rüsternstraße I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst Fahrbahnreinigung nach Bedarf,
Winterdienst auf der Fahrbahn

Schulstraße
bis Ecke Mittelstr. I Reinigung der Gehwege einschl. Winterdienst

Winterdienst Fahrbahn
ab Ecke Mittelstr. III Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege

einschl. Winterdienst
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Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1und § 28 Abs. 2 Ziffer 9 und des § 64 Abs.
2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg  (BbgKVerf)  vom 18.De-
zember 2007 (GVBl. I , S. 286)  zuletzt geändert durch Artikel 4 des  Geset-
zes  vom  13. März 2012 (GVBl. I, Nr. 16) in Verbindung mit § 90 des Achten
Buches des Sozialgesetzbuches (Kinder- und Jugendhilfegesetz) in der Fas-
sung vom 14. Dezember 2006 (BGBL.I S. 3134) zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Dezember 2011 (BGBL. I S. 2975) den § 16 Abs. 1 und § 17 Abs. 1
und 2   des Zweiten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches des Sozial-
gesetzbuches  Kindertagesstättengesetz (KitaG)  vom 10. Juli 1992 (GVBl. I
S.384) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I  S.
384 – 390) zuletzt geändert durch Gesetz vom15. Juli 2010 (GVBL.I Nr. 25)
hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz am 07. Februar 2013
folgende Satzung erlassen:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt
1. die Bereitstellung von Tagesbetreuungsangeboten in der Gemeinde

Rüdnitz sowie die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der kom-
munalen Kindertagesstätte in der Gemeinde Rüdnitz.

§ 2
Aufnahme von Kindern

 (1) Voraussetzung für die Aufnahme eines  Kindes in ein  Tagesbetreuungs-
angebot sind das Vorliegen eines Rechtsanspruchs nach Kita-Gesetz,
die Bedarfsbestätigung des Jugendamtes des Landkreises Barnim und
der  Abschluss eines Betreuungsvertrages mit der Festlegung der ver-
einbarten täglichen/wöchentlich Betreuungszeit.

(2) Die Feststellung eines Anspruchs aufgrund eines besonderen Er-
ziehungsbedarfs erfolgt im Benehmen mit dem Träger der öffentlichen
Jugendhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich das Kind seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

§ 3
Platzangebot

Die Gemeinde Rüdnitz hält zur Erfüllung des Rechtsanspruches gemäß § 1
KitaG folgendes Platzangebot vor:

–  Plätze mit Regelbetreuung:
(Krippe/Kindergarten = 30  Wochenstunden
Hort = 20 Wochenstunden)

– Plätze mit verkürzter Betreuungszeit:
(Krippe/Kindergarten = 20 Wochenstunden
Hort = 10 Wochenstunden)

– Plätze mit verlängerter Betreuungszeit :
( Krippe/Kindergarten= 40, 50 und 55 Wochenstunden

(1) Plätze mit verlängerter Betreuungszeit werden Kindern von Personen-
sorgeberechtigten zur Verfügung gestellt, wenn der Bescheid zum
Rechtsanspruch lt. Kita-Gesetz vorliegt.

§ 4
Öffnungszeiten der Kindertagesstätten

(1) Die Kindertagesstätte ist von Montag bis Freitag in der Zeit von 6.00
Uhr bis 17.30 Uhr geöffnet.

Satzung
über die Bereitstellung von Tagesbetreuungsangeboten

in der Gemeinde Rüdnitz und die Erhebung von Gebühren
für die Inanspruchnahme von kommunalen Kindertagesbetreuungsleistungen

in der Kindertagesstätte in der Gemeinde Rüdnitz

(2) Die Kernbetreuungszeit findet in der Zeit von 9.00 bis 15.00 Uhr statt.
(3) Über die Schließzeiten der Kindertagesstätte  beschließt die Gemein-

devertretung auf Antrag des Kindertagesstättenausschusses.

§ 5
Elternbeiträge

(1) Für die Nutzung der kommunalen Tagesbetreuungsangebote haben
die Personensorgeberechtigten/Eltern gemäß § 17 Abs. 1 KitaG Eltern-
beiträge zu entrichten.
Personensorgeberechtigt im Sinne dieser Satzung ist gemäß § 7 Abs. 1
Nr. 5 SGB VIII und § 17 Abs. 1 KitaG, wem allein oder gemeinsam mit
einer anderen Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches die Personensorge zusteht.

(2) Der Elternbeitrag  wird vom Träger der Einrichtung als Gebühr erho-
ben. Zu diesem Zweck werden die Namen, Anschriften, Geburtsdaten
sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie entspre-
chende Daten der Personensorgeberechtigten/Eltern erhoben.

(3) Elternbeiträge werden nach der Anlage 1, die Bestandteil der Satzung
ist, erhoben. Die Elternbeiträge  sind gemäß § 17 KitaG sozialverträglich
zu gestalten und nach dem Elterneinkommen,  der Zahl ihrer unter-
haltsberechtigten Kinder sowie dem vereinbarten Betreuungsumfang
zu staffeln.

(4) Nach § 1 Abs. 1 und 3 Kita-Gesetz haben Kinder im Alter von 3 Jahren
bis zur Einschulung einen Rechtsanspruch auf eine Mindestbetreuungs-
zeit von 6 Stunden (100 %) und Hortkinder von 4 Stunden (100 %).
Bei Änderung der Gesetzlichkeiten werden diese entsprechend ange-
passt.

§ 6
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind die Personensorgeberechtigten im Sinne des
§ 7 Abs. 1 Punkt 5 und 6 des  Achten Buches des Sozialgesetzbuches,
auf deren Veranlassung das Kind die Benutzung einer Kindertagesstät-
te in Anspruch nimmt:  insbesondere Eltern, Personensorgeberechtigte
und sonstige zur Fürsorge berechtigte Personen. Erfüllen mehrere Per-
sonen nebeneinander die Voraussetzung, so haften sie als Gesamt-
schuldner.

§ 7
Entstehung der Gebühr

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit dem im Betreuungsvertrag verein-
barten Zeitpunkt zur Aufnahme des Kindes in die Kindertagesstätte.
Eine Eingewöhnungszeit von 2 bis 4 Wochen mit einer maximalen
Betreuungszeit von 20 Wochenstunden zählt bereits zur Aufnahme des
Kindes.

(2) Die Gebührenschuld endet mit dem Ablauf des Monats in dem das
Betreuungsverhältnis endet.

(3) Die Aufnahme eines Kindes in die Kindertagesstätte erfolgt zum 1.
eines Monats. Erfolgt die Aufnahme zu einem späteren Zeitpunkt, so
wird bei einer Aufnahme des Kindes vor dem 15. eines Monats die
volle Gebühr erhoben, bei einer Aufnahme nach dem 15. des Monats
werden 50 % der Gebühr des Monats fällig.

(4) Vor Abschluss des Betreuungsvertrages sind die im § 5 dieser Satzung
genannten Personen verpflichtet, ihre Einkommensunterlagen zur Fest-
setzung des Elternbeitrages dem Amt  Biesenthal-Barnim als Vertreter
des Leistungserbringers (Gemeinde) unaufgefordert einzureichen, es
sei denn, es wird ein Termin vereinbart.
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(5) Erfolgt gegenüber dem Amt Biesenthal-Barnim kein fristgemäßer oder
zur Prüfung ausreichender Einkommensnachweis, so wird der Höchst-
betrag laut Gebührentabelle festgelegt.

(6) Die Kostenbeteiligung ist abhängig von der vereinbarten Betreuungs-
zeit. Sie ermäßigt bzw. erhöht sich gemäß Gebührentabelle.
Bei Überschreitung der vereinbarten Betreuungszeit wird für jede an-
gefangene Stunde eine zusätzliche Gebühr in Höhe von 5,– € erho-
ben.

(7) Änderungen des Elternbeitrages durch eine Änderung des Kindesal-
ters oder durch eine Einkommensänderung  der Eltern werden vom
ersten Tag des nächsten Monats an wirksam.
Die Änderung der Betreuungszeit ist grundsätzlich zum 1. eines Mo-
nats möglich. In Ausnahmefällen wird für die Änderung der Betreuungs-
zeit vor dem 15. eines Monats die volle Gebühr erhoben, bei Änderun-
gen nach dem 15. eines Monats werden 50 % der Gebühr des Monats
fällig.

(8) Bei Abwesenheit des Kindes wegen Krankheit oder Kuraufenthalt über
einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens 4 Wochen kann
auf Antrag die Gebühr  ganz oder teilweise erlassen werden,  wenn die
Gemeinde/Kita über die Abwesenheit informiert wurde. Über den An-
trag entscheidet der Träger  nach pflichtgemäßem Ermessen. Auf die
Gewährung des Erlasses besteht kein Anspruch. Zeiten des Urlaubs /
der Ferien sind von dieser Regelung ausgeschlossen.

§ 8
Gebührenhöhe/Gebührenstaffelung

(1) Die Beiträge werden nach dem Einkommen der/des Beitragspflichti-
gen, dem Alter und der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kinder sowie
dem vereinbarten Betreuungsumfang gestaffelt.

(2) Für die Inanspruchnahme eines Platzes mit Regelbetreuungszeit (Krip-
pe/Kindergarten = 30 Wochenstunden, Hort = 20 Wochenstunden)
beträgt die nach dem Einkommen ermittelte Gebühr 100%.

(3) Für die Inanspruchnahme eines Platzes mit verkürzter Betreuungszeit
ermäßigt sich die Gebühr in Krippe/Kindergarten auf 90 %, im Hort auf
90 %.

(4) Für die Inanspruchnahme eines Platzes mit verlängerter Betreuungs-
zeit erhöht sich die Gebühr
In Krippe/Kindergarten bei bis zu 40 Wochenstunden auf 120 %

50 Wochenstunden auf 140 %
55 Wochenstunden auf 145 %

(5) Der Elternbeitrag wird entsprechend der Zahl der in der Haushalts-
gemeinschaft lebenden unterhaltsberechtigten Kinder ermäßigt. Un-
terhaltsberechtigt sind alle Kinder, für die Kindergeld bezogen wird
oder für die ein Kinderfreibetrag nach dem EStG in Anspruch genom-
men wird. Für unterhaltsberechtigte Kinder, die in keinem Betreuungs-
verhältnis stehen, wird ein Pauschalbetrag in Höhe von 200 Euro vom
monatlichen Elterneinkommen abgezogen. Bei mehreren unterhalts-
berechtigten Kindern, die eine Kindertagesstätte besuchen, betragen
die nach § 9 ermittelten Gebühren für das zweite Kind 90 % und für
das Dritte Kind 80 % und für jedes weitere Kind 70 %.
Für die Rangfolge der Kinder ist deren Alter maßgebend, als erstes
Kind gilt das älteste Kind, welches eine Kindertagesstätte besucht.

(6) Die Höhe des Elternbeitrages ergibt sich aus der beiliegenden Gebühren-
tabelle. (Anlage 1)
Diese ist Bestandteil der Satzung.

(7) Die Gebühr für einen Krippen- oder Kindergartenplatz wird bis ein-
schließlich des Monats berechnet, in dem das Kind das 3. Lebensjahr
vollendet bzw. eingeschult wird. Die Gebühr ändert sich ab dem 1. des
Folgemonats.
Krippenkinder sind Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr,
Kindergartenkinder sind Kinder vom vollendetem 3. Lebensjahr bis zu
Einschulung.

§ 9
Ermittlung des anrechenbaren Einkommens

(1) Die Elternbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der
Eltern gestaffelt. Diese ergibt sich aus dem Einkommen. Einkommen im
Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern.
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Ver-
lusten des zusammen veranlagten Personensorgeberechtigten/Eltern-
teils ist nicht zulässig.
Wohngeld  bleibt unberücksichtigt.

(2) Die Summe des anzurechnenden Einkommens ergibt sich aus dem
Nettoeinkommen (Bruttoeinkommen abzüglich der Lohn- und Kirchen-
steuer, des Solidaritätszuschlages, der Arbeitnehmeranteile der Beiträ-
ge zur Sozialversicherung) sowie den sonstigen Einnahmen,  bei den
Beamten aus den Nettobezügen abzüglich der nachgewiesenen Bei-
träge zur privaten Krankenversicherung und Pflegeversicherung. Vom
Elterneinkommen ist zur Abgeltung der Werbungskosten der
Arbeitnehmerpauschbetrag im Sinne des EStG jährlich abzusetzen.
Entstehen höhere Werbungskosten, so sind sie in der nachgewiesenen
Höhe abzusetzen.
Nicht absetzbar sind erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten.

(3) Zu den sonstigen Einnahmen gehören alle regelmäßigen Geldbezüge,
unabhängig davon, ob sie steuerpflichtig oder steuerfrei sind, die die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöhen,  das sind
• Renten, Unterhaltsleistungen an Personensorgeberechtigte und das

Kind, welches die Kita besucht,
• Leistungen nach den besonderen Teilen des SGB , soweit sie als

Lohnersatz oder sonst zur Sicherung des Unterhalts dienen,
insbesondere
– Kindergeld
– Unterhaltsgeld, Überbrückungsgeld, Übergangsgeld, Kurzarbeit-

ergeld, Schlechtwettergeld, Insolvenzgeld
– Arbeitslosengeld I und Arbeitslosengeld II
– Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Verletztengeld
– fortlaufende Leistungen in Verbindung mit Arbeits- und Dienst-

unfällen oder nach dem Beamtenversorgungsgesetz
– Leistungen nach dem Wehrgesetz
– Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BA-

föG) soweit diese nicht als Darlehen gezahlt werden
– Erträge aus Vermietung und Verpachtung

Nicht dazu gehören die Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Kinder-
betreuungskosten.

(4) Bei Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit ist von der Summe des
positiven Einkommens auszugehen.
Das positive Einkommen ergibt sich aus den Einnahmen, abzüglich der
Betriebsausgaben, der Aufwendungen der Altersvorsorge und der Kran-
ken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung und  ist dem Ein-
kommenssteuerbescheid, der GuV, der Bilanz bzw. BWA zu entneh-
men.
Bei Selbstständigen, die noch keinen Einkommenssteuerbescheid er-
halten haben, ist im ersten Jahr von einer Einkommens-
selbsteinschätzung auszugehen. Diese ist vom Steuerberater zu bestä-
tigen.
Nach Vorlage der Einkommenssteuerbescheinigung erfolgt rückwirkend
eine Neuberechnung.
Die erhobenen Einkommens- und Kirchensteuer und der Solidaritäts-
zuschlag werden in Abzug gebracht.
Nicht absetzbar sind erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten.

(5) Bei Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider Partner
zugrunde gelegt, sofern sie die Eltern des Kindes sind. Leben die Eltern
getrennt, so wird das Einkommen des mit dem Kind zusammen leben-
den Elternteils zugrunde gelegt und die Unterhaltsleistungen nach Abs.
3 hinzugerechnet.  Steht ein Partner der Lebensgemeinschaft in keiner
kindschaftsrechtlichen Beziehung zu dem Kind, so bleibt sein Einkom-
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men unberücksichtigt.
(6) Nachgewiesene Unterhaltsleistungen an außerhalb des Haushalts le-

bende Personen werden vom Jahresnettoeinkommen abgesetzt.
(7) Personensorgeberechtigte/ Eltern, die Empfänger von Leistungen der

Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung nach dem SGB XII (Drittes und Vertes Kapitel) sind,
Empfänger von Leistungen nach dem SGB II und Personengruppen,
welche einkommensseitig die  Einkommensgrenze des § 85 SGB XII
nicht überschreiten, zahlen den in der Tabelle vorgesehenen Mindest-
beitrag.
Davon unberührt bleibt die Möglichkeit der Übernahme der Gebühren
durch das Jugendamt.

(8) Für Kinder aus Pflegefamilien und Heimen (§§ 33,34 SGB VIII) wird die
Mindestgebühr erhoben.

(9) Die Beitragspflichtigen haben im Übrigen mindestens einmal im Jahr,
spätestens bis zum 01.05. des Kalenderjahres, das anzurechnende Ein-
kommen entsprechend Satz 1 gegenüber dem Amt Biesenthal- Barnim
nachzuweisen.

(10) Wird trotz Verlangen des Trägers in der von ihm gestellten Frist keine
verbindliche Erklärung zum Einkommen bzw. kein Einkommensnach-
weis abgegeben, so wird der laut der aktuellen Gebührentabelle ge-
nannte Höchstbeitrag festgestellt.

§ 10
Nachweis des Einkommens/ Auskunftspflichten

(1) Maßgebend ist das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres.
Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letz-
ten Monats zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer hö-
her oder niedriger ist als das Einkommen des vorausgegangenen Ka-
lenderjahres. Wird das Zwölffache des Einkommens des letzten Mo-
nats zugrunde gelegt, so sind auch die Einkünfte zuzurechnen, die im
laufenden Jahr ebenfalls anfallen. Der Elternbeitrag ist ab dem Monat
nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen.

(2) Die Einkommensverhältnisse sind einmal im Jahr nach Anforderung
durch die Gemeinde durch  geeignete Unterlagen nachzuweisen. Ge-
eignete Nachweise können sein: Lohnsteuerkarte, Einkommens-
steuerbescheid, Jahresverdienstbescheinigung, Vorauszahlungsbescheid
des Finanzamtes, Bewilligungsbescheid über Arbeitslosengeld, Bewilli-
gungsbescheid über Arbeitslosengeld II. Bei Selbstständigen, die noch
keinen Einkommensteuerbescheid erhalten haben, wird von einer ei-
desstattlich erklärten Selbsteinschätzung, einer GuV, einer BWA oder
ähnlichem ausgegangen.

(3) Abweichend von der jährlichen Festsetzung kann auf Antrag der
Personensorgeberechtigten/Eltern eine Neuberechnung des Kita-Bei-
trages erfolgen, wenn sich die Einkommensverhältnisse um mehr als
10 % verringern. Eine Neuberechnung bei niedrigerem Einkommen
erfolgt ab Antragstellung.

(4) Die Personensorgeberechtigten/Eltern haben die Pflicht, alle Verände-
rungen des Einkommens, die zu einer Anhebung des Elternbeitrages
führen, der Gemeinde unverzüglich nach bekannt werden mitzuteilen.
Unterbleibt diese Mitteilung, so ist die Gemeinde auch rückwirkend
berechtigt, Elternbeiträge neu festzusetzen.
Werden entsprechende Unterlagen nicht vorgelegt, so erfolgt die Be-
rechnung der Höchstsätze der Gebühren. Eine Neuberechnung der Ge-
bühren erfolgt erst nach Vorlage der geforderten Nachweise. Die rück-
wirkende Berechnung ist nicht möglich.

§ 11
Fälligkeit des Elternbeitrages, Vertragsbeendigung

 (1) Die Gebührenzahlung erfolgt grundsätzlich bargeldlos, vorzugsweise
im Abbuchungsverfahren über eine Einzugsermächtigung oder Über-
weisung ( Selbsteinzahlung ) bis zum 15. des Monats auf ein vom Trä-
ger der Einrichtung zu benennendes Konto. Können die Gebühren bei
erteilter Einzugsermächtigung nicht abgebucht werden und es entste-
hen den Träger dadurch Kosten, so sind diese in voller Höhe von den

Gebührenschuldnern zu tragen.
Nicht gezahlte Gebühren unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren.

(2) Die Gebühr wird für 11 Monate im Jahr erhoben. Der Monat Dezember
ist beitragsfrei.
Wird bei Schließung der Kindereinrichtung durch den Träger ein Platz
in einer anderen Kindertagesstätte (Kindertagesstätte eines Trägers
außerhalb des Amtes Biesenthal-Barnim) in Anspruch genommen,
haben die Eltern die Kosten für diesen Platz selbst zu tragen.

(3) Die Gemeinde und die Eltern können den Vertrag mit einer Frist von
einem Monat zum Monatsende kündigen.

(4) Die Gemeinde kann den Vertrag fristlos kündigen und das Kind vom
Besuch der Kindertagesstätte ausschließen, wenn die Eltern trotz
3maliger Mahnung ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen
und sie die im Betreuungsvertrag, der Satzung und der Hausordnung
geltenden Grundsätze, Bestimmungen und Regelungen wiederholt nicht
beachtet haben oder schwerwiegend dagegen verstoßen haben.

(5) Die Kündigung bedarf der Schriftform. Wird die Kündigung durch die
Gemeinde ausgesprochen, ist sie schriftlich zu begründen.

(6) Wird der Betreuungsvertrag wegen rückständiger Zahlungs-
verpflichtungen gekündigt, erfolgt eine  Neuaufnahme frühestens am
1. Tag des Folgemonats nach vollständiger Begleichung der Rückstän-
de.

§ 12
Ferienbetreuung/ Gastkinder

(1) Die längere Betreuung (zusätzlich bis 4 Stunden) für angemeldete Hort-
kinder der Einrichtung während unterrichtsfreier Schultage und in den
Ferien ist in den regulären monatlichen Kostenbeiträgen mit berück-
sichtigt und erfolgt daher ohne weiteren Aufschlag.

(2) Für Gastkinder, als solche gelten auch Kinder von Personensorge-
berechtigten auf Arbeitssuche, sofern keine andere Unterbringung ge-
sichert werden kann, ist die Betreuung im Krippen- und Kindergarten-
alter an max. 5 Betreuungstagen im Monat möglich und prinzipiell in
der Kernzeit von 9.00 Uhr bis 15.00 Uhr möglich sowie im Hortbereich
nach vorheriger Rücksprache als Teilnehmer einer AG oder kultureller
Veranstaltungen bzw. an 5 Betreuungstagen für höchstens 4 Stunden.
Ausnahmen sind nach vorheriger Absprache möglich.
Es gelten folgende Tagessätze:
Für Kinder im Krippen- und Kindergartenalter:
bis 6 Stunden 12,00 €
Für Kinder im Krippen- und Kindergartenalter:
über 6 Stunden 16,00 €
Für Kinder im Grundschulalter:
bis 4 Stunden 5,00 €
Für Kinder im Grundschulalter
über  4 Stunden 8,00 €

§ 13
In-Kraft-Treten /Außer-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am  01.04.2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Bereitstellung von Tagesbetreuungs-
angeboten in der Gemeinde Rüdnitz und die Erhebung von Gebühren für
die Inanspruchnahme von kommunalen Kindertagesbetreuungsleistungen
in Kindertagesstätten, Tagespflegestellen und anderen Angeboten in der
Gemeinde Rüdnitz vom 23. Februar 2006 außer Kraft.

ausgefertigt:

Biesenthal, den 08.02.2013

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung
Die

S a t z u n g über die Bereitstellung von Tagesbetreuungsangeboten in der Gemeinde Rüdnitz und die Erhebung von Gebühren
für die Inanspruchnahme von kommunalen Kindertagesbetreuungsleistungen in Kindertagesstätten in der Gemeinde Rüdnitz

beschlossen in der öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung Rüdnitz am 07.02.2013, wird im Amtsblatt für das Amt Biesenthal-Barnim,
Ausgabe Nr.  3/2013, Jahrgang Nr. 10, am 26.03.2013 öffentlich bekannt gemacht.

Biesenthal, den 08.02.2013

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Amtliche Bekanntmachungen

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: Stadt  B i e s e n t h a l

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr

E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.
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Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-
barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen

und Einbeziehung in den Reformprozess.
• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-

burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.
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Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-
sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Vertreter: Stellvertreter:

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: B r e y d i n

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr

E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr
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Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-
barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der

Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen

und Einbeziehung in den Reformprozess.
• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-

burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
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standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.

Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-
sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Vertreter: Stellvertreter:

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: M a r i e n w e r d e r

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr
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E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch  (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-
barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen

und Einbeziehung in den Reformprozess.
• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-

burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
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Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.

Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-

sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: M e l c h o w

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §

17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013
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– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr

E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch  (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-

barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen

und Einbeziehung in den Reformprozess.
• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-

burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
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Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.

Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-
sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: R ü d n i t z

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013
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durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr

E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von

Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-
barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
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• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen
und Einbeziehung in den Reformprozess.

• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-
burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.

Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-
sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor
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Amtliche Bekanntmachung

Abstimmungsbehörde: Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde: S y d o w e r  F l i e ß

Stimmkreis: 15

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens „Hochschulen erhalten“

Die Vertreter der Volksinitiative „Hochschulen erhalten“ haben fristgemäß
die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der
Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage
gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

10. April 2013 bis zum 9. Oktober 2013

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 9. Oktober 2013

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 10. Oktober 1997
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens
durch Eintragung in Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde Mitt-
woch, den 9. Oktober 2013, 16 Uhr

E  i n t r a g u n g s s t e l l e
Amt Biesenthal-Barnim,  Amtsverwaltung, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal

Bereich Meldewesen Erdgeschoss
und
Wahlbüro 1. Etage, Zimmer 205

E i n t r a g u n g s z e i t e n
Montag: 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 09.00 Uhr - 12-00 Uhr

14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Mittwoch 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens
durch briefliche Eintragung

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail  wahlen@amt-biesenthal-
barnim.de  oder Fax – 03337 459942) oder mündlich (zur Niederschrift) bei
der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elektronischen
Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Person anzuge-
ben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.
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Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden  (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag) werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintra-
gungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson
gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder nach
dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abgegeben hat
(§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 9. Oktober 2013, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Hochschulen erhalten“

Stärkt die Lausitz, erhaltet ihre Hochschulen!
• Wir fordern den Erhalt der BTU Cottbus und der Hochschule Lausitz

(FH) als eigenständige Einrichtungen in der Lausitz sowie den Erhalt
der Studien- und Lehrkapazitäten.

Es kann nicht eine Person entscheiden, was alle angeht!
• Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Hochschul-

finanzierung in Brandenburg.
• Wir fordern entscheidungswirksame Mitbestimmung aller Betroffenen

und Einbeziehung in den Reformprozess.
• Wir fordern ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft in Branden-

burg, bevor über die Zukunft einzelner Hochschulen entschieden wird.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die Landesregierung will jetzt die zwei völlig unterschiedlichen Hochschu-
len in Cottbus zusammenwürfeln und danach, in einem Jahr, über ein
Hochschulkonzept für Brandenburg reden. Wir, die Studentinnen und Stu-
denten, sagen: „Erst denken, dann entscheiden“. Brandenburgs Zukunft
steckt in starken und unterschiedlich ausgerichteten Hochschulen. Wir for-
dern, den konzeptlosen Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule
Lausitz (FH) zu stoppen, über ein leistungsfähiges Hochschulkonzept für
Brandenburg zu reden und dann die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Warum macht der Zusammenschluss von BTU Cottbus und Hochschule Lau-
sitz (FH) in der Lausitz keinen Sinn?
Die Hochschule Lausitz (FH) spricht junge Menschen an, die ein praktisch
orientiertes Studium suchen. Die BTU Cottbus ist, trotz schwacher finanziel-
ler Ausstattung, in vielen Hochschulrankings ganz oben. Sie hat rund ein
Drittel ihrer finanziellen Mittel selbst eingeworben, eine deutschlandweite
Spitzenleistung. Wenn jetzt beide Hochschulen zusammengeworfen wer-
den, verlieren sie ihr Profil und ihre Position im Wettbewerb um die besten
Studierenden.

Die Folge: Beide Hochschulen verlieren und mit ihnen Cottbus und ganz
Brandenburg.

Zu den beiden Hochschulen:
Die Hochschule Lausitz (FH) bildet viele junge Menschen aus der Lausitz für
den regionalen Arbeitsmarkt aus. Sie ist eine wichtige Partnerin für kleine
und mittelständische Unternehmen.
Ca. 40 % ihrer Studierenden haben keine Allgemeine Hochschulreife und
bekommen hier eine gute praxisorientierte Ausbildung sowie anschließend
einen sicheren Arbeitsplatz.
Die BTU Cottbus ist eine wichtige Kooperationspartnerin für große Unter-
nehmen mit internationaler Ausrichtung. Sie sorgt nachhaltig für das Ent-
stehen neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Zudem betreibt
sie international beachtete Spitzenforschung, bei der neue Techniken und
Verfahren entwickelt werden. Die BTU Cottbus ist eine anerkannte Marke
geworden. Ihre Studierenden kommen zu einem Drittel aus Brandenburg,
einem Drittel aus Berlin und einem Drittel aus anderen Bundesländern und
dem Ausland.
Alle diese Studierenden bringen Geld in die strukturschwache Lausitz. Viele
Absolventinnen und Absolventen der BTU Cottbus werden in Unternehmen
vor Ort angestellt.
Warum gute Hochschulen in Cottbus wichtig für ganz Brandenburg sind:
Die Bevölkerung Brandenburgs wird älter und schrumpft in den nächsten
Jahren um 16 %. Universitäten und Fachhochschulen mit klarem Profil sind
Magneten für junge und leistungswillige Menschen. Sie sind ein Meilen-
stein für eine gute Zukunft Brandenburgs. Deswegen fordern wir eine Be-
standsaufnahme für Brandenburgs Hochschulen. Und dann eine sachge-
rechte Entscheidung.

Warum Brandenburgs Hochschulpolitik dringend der Diskussion bedarf:
In Brandenburgs Hochschulpolitik zählt Masse statt Klasse. Hochschulen,
die viele Studierende aufnehmen, erhalten viel Geld. Forschungsleistung,
Anzahl der Promovierenden und Studienkonzept zählen nicht. Deswegen
begrüßen wir die Diskussion eines neuen Hochschulplans. Er macht aber
nur Sinn, wenn man nicht zuvor gewachsene Strukturen und Positionen
zerschlägt, denn die BTU Cottbus ist längst eine hochschulpolitische
Qualitätsmarke.

Warum Hochschulen, Studierende, Bürgerinnen und Bürger mitreden soll-
ten:
Es geht um die Zukunft des gesamten Landes. Eine von der Wissenschafts-
ministerin einberufene Kommission hat über die Zusammenlegung bera-
ten. Und diese Kommission hat davon abgeraten. Die Wissenschaftsmini-
sterin wollte das Gutachten in der Schublade verschwinden lassen und
klammheimlich entscheiden. Das hat unser Misstrauen geweckt. Deswe-
gen fordern wir klare Kriterien, eine offene Diskussion und Entscheidun-
gen, die Brandenburg stark machen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:

Alexander Misera Claudia Eckert
Lieberoser Straße 25 Wilhelm-Külz-Straße 40
03046 Cottbus 03046 Cottbus

Paul Weisflog Ole Kröger
Am Wald 5 Erich-Weinert-Straße 6
03054 Cottbus 03046 Cottbus

Sebastian Wirries Sarah Meßmer
Universitätsstraße 10 August-Bebel-Straße 80
03046 Cottbus 03046 Cottbus
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Vertreter: Stellvertreter:

Jasper Schwenzow Fabian Frank
Straße der Jugend 105 Karlstraße 18
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Prof. Dr. Daniel Baier Prof. Dr. Christiane Hipp
Töpferstraße 2 Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 16
03046 Cottbus 03044 Cottbus

Biesenthal, den 26.03.2013

Die Abstimmungsbehörde
                                                                             Dienstsiegel

gez. Andre Nedlin
Amtsdirektor

Der Entwurf der neuen Baumschutzverordnung des Landkreises Barnim liegt

vom 06. Mai 2013 bis zum 06. Juni 2013 im Amt Biesenthal-Barnim,
Plottkeallee 5, 16359 Biesenthal, Raum 109 zu den Sprechzeiten,

Dienstag 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr   sowie
Donnerstag 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 15.00 Uhr

sowie beim Landkreis Barnim, Untere Naturschutzbehörde, Am Markt 1,
16225 Eberswalde, Raum D.218 montags, mittwochs und donnerstags in
der Zeit von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr  und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr, diens-
tags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr sowie
freitags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und in den anderen Gemeinden und
Amtsverwaltungen des Landkreises Barnim aus. Während dieser Zeit kön-
nen Bedenken und Anregungen von den Betroffenen vorgebracht werden.

Mit Bekanntmachung dieser Auslegung gilt bis zum In-Kraft-Treten der
Rechtsverordnung, jedoch längstens drei Jahre mit der Möglichkeit der Ver-
längerung um ein weiteres Jahr, eine Veränderungssperre im Sinne des §
27 Abs. 3 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. Die zum Zeitpunkt
der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung ausgeübte rechtmäßige
Bodennutzung und rechtmäßige Ausübung der Jagd bleibt von der
Veränderungssperre unberührt.

Bekanntmachung
über die öffentliche Auslegung der Verordnung des Landkreises Barnim

zum Schutz von Bäumen
(Barnimer Baumschutzverordnung – BarBaumSchV)

Hinweis: Die bisherige Baumschutzverordnung des Landkreises Barnim vom
25.11.2009 gilt fort. Die o.g. Veränderungssperre gilt zusätzlich für

– Bäume der Gattung Taxus (Eibe), Crataegus (Rotdorn, Weißdorn), Sorbus
(Mehlbeere, Eberesche) mit einem Stammumfang von mindestens 30
Zentimetern (das entspricht einem Stammdurchmesser von 9 Zentime-
tern),

– Bäume im Wald im Sinne des  § 2 des Waldgesetzes des Landes Branden-
burg innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des
Geltungsbereichs von Bebauungsplänen,

– Bäume der Gattungen Quercus (Eiche), Ulmus (Ulme), Acer (Ahorn),
Platanus (Platane), Tilia (Linde) und Fagus (Rotbuche), die in 1,30 Me-
tern Höhe über dem Erdboden gemessen einen Stammumfang von
mehr als 125 Zentimetern (das entspricht einem Stammdurchmesser
von 40 Zentimetern) aufweisen, die auf Grundstücken stehen, die mit
Ein- und Zweifamilienhäusern mit maximal 3 Wohnungen bebaut sind.

Soweit für Teile des Gemeindegebietes eine Satzung (Baumschutzsatzung)
der Gemeinde nach § 24 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Abs. 2 Nr. 4
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes besteht, gehen deren Rege-
lungen der Verordnung des Landkreises Barnim und der Veränderungssperre
vor.

1. Entsprechend  § 33 Abs. 1 Brandenburgisches Meldegesetz
(BbgMeldeG) in der jetzt gültigen  Fassung darf die Meldebehörde an
Parteien, politische Vereinigungen, Wählergruppen, Listenvereinigungen
und andere  Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wah-
len zum Europäischen Parlament, zum Deutschen Bundestag, zum Land-
tag Brandenburg sowie im Zusammenhang mit Kommunalwahlen in
den sechs der Wahl vorangehenden Monaten zum Zwecke der Wahl-
werbung Auskunft aus dem Melderegister über Vor- und Familienna-
men, Doktorgrade und gegenwärtige Anschriften von Gruppen von
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das
Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist.

Öffentliche Bekanntmachung
über das Widerspruchsrecht betroffener Personen gegen die Weitergabe

von Daten aus dem Melderegister in besonderen Fällen

2. Im Zusammenhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden und Bürger-
entscheiden dürfen gemäß § 33 Abs. 2 und 3 BbgMeldG auch Aus-
künfte nach Maßgabe des Absatzes 1 des Gesetzes erteilt werden.

3. Gemäß § 33 Abs. 4 BbgMeldeG kann die Meldebehörde Auskünfte
über  Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern erteilen. Altersjubilare
sind Einwohner, die den 60. oder einem  späteren Geburtstag bege-
hen. Ehejubilare sind Einwohner, die das 50. oder ein späteres Ehe-
jubiläum begehen.

4. Nach § 33 Abs. 5 sind Auskünfte an Adressbuchverlage über sämtliche
Einwohner, die das 18.Lebensjahr vollendet haben, zulässig.

Sonstige ortsübliche Bekanntmachungen und Mitteilungen
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Gemäß § 33 Abs. 6 BbgMeldeG hat der Betroffene das Recht, der Weiterga-
be seiner persönlichen Daten zu widersprechen.

Die Bürgerinnen und Bürger des Amtes Biesenthal-Barnim können ihren
Widerspruch schriftlich oder zur Niederschrift  beim

Amt Biesenthal-Barnim
Meldestelle
Berliner Str. 1
16359 Biesenthal

einlegen.

Biesenthal, 06.03.2013

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim  hat in der  Sit-
zung am 25.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
1. Änderung der Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim beschließt die 1. Ände-
rung der Hauptsatzung des Amtes Biesenthal-Barnim in der vorliegenden
Form.
– Beschluss angenommen
– siehe „Amtsblatt des Amtes Biesenthal-Barnim“, 10. Jahrgang,

Nr. 3/2013 vom 26.03.2013

Beschluss-Nr. 02/2013
Abberufung des Kameraden Horst Feldhahn als stellvertretender
Ortswehrführer der Stadt Biesenthal mit Wirkung zum 01.03.2013
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim stimmt der Abberufung
des Kameraden Horst Feldhahn als stellvertretender Ortswehrführer  der
Stadt Biesenthal mit Wirkung zum 01.03.2013 zu.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 03/2013
Bestellung des Kameraden Horst Feldhahn zum Amtswehrführer
der Freiwilligen Feuerwehr des Amtes Biesenthal-Barnim ab dem
01.03.2013
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim beschließt, den Kamera-
den Horst Feldhahn ab dem 01.03.2013 zum Amtswehrführer, unter Beru-
fung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter auf Zeit für die Dauer von
6 Jahren, zu bestellen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 04/2013
Abberufung des Kameraden Carsten Henke als Ortswehrführer der
Gemeinde Rüdnitz mit Wirkung vom 01.01.2013
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim stimmt der Abberufung
des Kameraden Carsten Henke als Ortswehrführer der Gemeinde Rüdnitz
mit Wirkung vom 01.01.2013 zu.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 05/2013
Bestellung des Kameraden Roman Wieloch zum Ortswehrführer
der Gemeinde Rüdnitz  mit Wirkung vom 01.03.2013
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim stimmt der Bestellung des
Kameraden Roman Wieloch zum Ortswehrführer der Gemeinde Rüdnitz mit
Wirkung zum 01.03.2013 zu.
– Beschluss angenommen

Beschlüsse des Amtsausschusses des Amtes Biesenthal-Barnim

Beschluss-Nr. 06/2013
Abberufung des Kameraden Sandro Pudritzki-Budde als Ortswehr-
führer der Gemeinde Breydin mit Wirkung vom 31.12.2012
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim stimmt der Abberufung
des Kameraden Sandro Pudritzki-Budde als Ortswehrführer der Gemeinde
Breydin mit Wirkung vom 31.12.2012 zu.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 07/2013
Bestellung des Kameraden Gunter Hirte zum Ortswehrführer der
Gemeinde Breydin mit Wirkung vom 01.03.2013
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim stimmt der Bestellung des
Kameraden Gunter Hirte zum Ortswehrführer der Gemeinde Breydin mit
Wirkung zum 01.03.2013 zu.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 08/2013
Mitgliedschaft im Verein „Geopark Eiszeitland am Oderrand e. V.“
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim beschließt, Mitglied im
Verein „Geopark Eiszeitland am Oderrand e. V.“ zu werden. Dem beiliegen-
den Entwurf der Satzung des Vereins wird zugestimmt.
Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, alle not-
wendigen Schritte zur weiteren Umsetzung des Beschlusses als Geschäft
der laufenden Verwaltung einzuleiten.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 09/2013
Festsetzung Höchstbetrag Kassenkredit
Beschlusstext:
Der Amtsausschuss des Amtes Biesenthal-Barnim beschließt, den Höchst-
betrag des Kassenkredites gemäß § 76 Abs. 2 BbgKVerf für das Haushalts-
jahr 2013 und folgende Haushaltsjahre auf 500.000,00 € festzusetzen.
– Beschluss angenommen

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 -  15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim,  Berliner Str. 1, 16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor
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Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt  hat in der  Sitzung
am 14.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
Jahresabschlüsse 2010, 2011, 2012  und  Eröffnungsbilanz per
01.01.2010
Beschlusstext:
Die Fraktion Die Linke/Grüne beantragt:
die Amtsverwaltung zu beauftragen unabhängig von der Prüfung durch die
Kommunalaufsicht
– den vorläufigen Jahresabschluss für das Jahr 2010 bis spätestens zur

Stadtverordnetenversammlung im März 2013
– den vorläufigen Jahresabschluss für das Jahr 2011 bis spätestens zur

Stadtverordnetenversammlung im Juni 2013
– den vorläufigen Jahresabschluss für das Jahr 2012 bis spätestens zur

Stadtverordnetenversammlung im September 2013
– die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2010 mit Erläuterungen zu den Aus-

wirkungen auf den Haushalt der Stadt bis spätestens zum Beginn der
Haushaltsdiskussion 2014

vorzulegen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 02/2013
Bestätigung des Wirtschafts- und Instandhaltungsplanes 2013 der
Wohnungs- und Baugesellschaft mbH Bernau für die verwalteten
Objekte der Stadt Biesenthal
Beschlusstext:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal erteilt dem vorlie-
genden Wirtschafts- und Instandhaltungsplan 2013 der Wohnungs- und
Baugesellschaft mbH Bernau für die verwalteten Objekte der Stadt Biesenthal
die Zustimmung. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird be-
auftragt, im Namen der Stadt Biesenthal zu handeln.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 03/2013
Holzernte 2013 im Biesenthaler Stadtwald
Beschlusstext:
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal beschließt, den

Zuschlag für denSelbstwerbereinsatz für das Jahr 2013  im Biesenthaler
Stadtwald (Los 1 lt. Ausschreibung) an die Fa. Zellstoff Stendal Holz
GmbH, Goldbecker Str. 38 in 39596 Arneburg zu erteilen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal beschließt, den
Zuschlag für den Holzverkauf frei Waldweg für das Jahr 2013  im
Biesenthaler Stadtwald (Los 2 lt. Ausschreibung) an die Fa. Zellstoff
Stendal Holz GmbH, Goldbecker Str. 38 in 39596 Arneburg  zu erteilen.

3. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal- Barnim wird beauf-
tragt, im Namen der Stadt Biesenthal zu handeln.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 04/2013
– zurückgestellt

Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung Biesenthal

Beschluss-Nr. 05/2013
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag „Anbau
eines Kühllagers an vorhandenes Molkereigebäude“, (Gem.
Biesenthal, Flur 8, Flurstück 885, Sydower Feld 1)
Beschlusstext:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal beschließt, zu dem
Antrag „Anbau eines Kühllagers an vorhandenes Molkereigebäude“, Ge-
markung Biesenthal, Flur 8, Flurstück 885, das gemeindliche Einvernehmen
gem. § 36 BauGB zu erteilen.
Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Namen
der Stadt Biesenthal zu handeln und alle erforderlichen Schritte zur Umset-
zung des Beschlusses durchzuführen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 06/2013
Vergabe der Wärmeversorgung Stadt Biesenthal –  Wärmeliefer-
vertrag
Beschlusstext:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal beschließt, den
Wärmeliefervertrag mit der Firma Enercity Contracting GmbH, Glocksee-
straße 33 in 30169 Hannover abzuschließen. Der Amtsdirektor des Amtes
Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Namen der Stadt Biesenthal zu han-
deln und alle erforderlichen Schritte zur Umsetzung des Beschlusses durch-
zuführen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 07/2013 NÖ
Verkauf eines Flurstücks der Flur 7 der Gemarkung Biesenthal
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 08/2013 NÖ
Erwerb eines Flurstücks der Flur 7 in der Gemarkung Biesenthal
– Beschluss angenommen

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim,  Berliner Str. 1,  16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin hat in der  Sit-
zung am 18.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
Erarbeitung Außenbereichssatzung „Schwarzer Weg“, OT Trampe
Billigung des Planentwurfes und Auslegungsbeschluss
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin beschließt:
1. Der Entwurf der Außenbereichssatzung „Schwarzer Weg“, OT Trampe,

in der Fassung vom Januar2013, bestehend aus Begründung und Dar-
stellung des räumlichen Geltungsbereiches gem.  ANLAGE, wird gebil-
ligt.

2. Der Entwurf der Außenbereichssatzung „Schwarzer Weg“, OT Trampe,
ist gem. § 3 (2) BauGB öffentlich auszulegen. Gleichzeitig soll gem. § 4
(2) BauGB die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange zum Satzungsentwurf erfolgen.

3. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Na-
men der Gemeinde Breydin zu handeln und alle erforderlichen Schritte
zur Umsetzung des Beschlusses durchzuführen.

Beschlüsse der Gemeindevertretung Breydin

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder hat in der
Sitzung am 24.01.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
Änderung des Vertrages zwischen der Gemeinde Marienwerder
und der Sand+Kies Union GmbH Berlin Brandenburg (SKBB) vom
25.03.2004
– Beschluss abgelehnt

Beschluss-Nr. 02/2013 NÖ
Übertragung Erbbaurecht Gemarkung Ruhlsdorf, Flur 7, mehrere
Flurstücke 1
– Beschluss abgelehnt

Beschlüsse der Gemeindevertretung Marienwerder

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder hat in der
Sitzung am 28.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 03/2013
Satzung der Gemeinde Marienwerder über die Erhaltung, die Pflege
und den Schutz von Bäumen in der Gemeinde Marienwerder (Baum-
schutzsatzung)
Beschlusstext:
1. Die Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Marienwerder beschließt

die Satzung der Gemeinde Marienwerder über die Erhaltung, die Pfle-
ge und den Schutz von Bäumen in der Gemeinde Marienwerder (Baum-
schutzsatzung).

2. Der Amtsdirektor wird beauftragt, im Namen der Gemeinde
Marienwerder zu handeln.

– Beschluss angenommen
Beschluss wurde zurück gezogen, wird neu bearbeitet und bera-
ten.

Beschlüsse der Gemeindevertretung Marienwerder

Beschluss-Nr. 04/2013
Festsetzung Höchstbetrag Kassenkredit
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde  M a r i e n w e r d e r  beschließt,
den Höchstbetrag des Kassenkredites gemäß § 76 Abs. 2 BbgKVerf für das
Haushaltsjahr 2013 und folgende Haushaltsjahre auf 300.000,00 € fest-
zusetzen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 05/2013
Fortentwicklung der E.ON edis AG
Beschlusstext:
Auf der Grundlage der obigen Ausführung beschließt die Gemeindevertre-
tung Marienwerder wie folgt:
1. Umfirmierung

Der Umfirmierung von E.ON edis AG in „E.DIS AG“ wird zugestimmt.
(Eine Beschlussfassung zu diesem Punkt durch die Gemeindevertre-
tung ist nach der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg nicht
erforderlich).
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2. Übertragung des Vertriebsgeschäfts
a) Abspaltung

Der Abspaltung des Vertriebsgeschäfts der E.ON edis AG auf eine zu-
sammengeführte, deutschlandweit tätige Vertriebsgesellschaft wird zu-
gestimmt.

b) Umsetzungsweg
Die Abspaltung soll nach der „1-stufigen Variante“ erfolgen. Für den
Fall fehlender Einstimmigkeit aller Aktionäre stimmt der Aktionär auch
einer Abspaltung nach der „2-stufigen Variante“ zu.

c) Wahl Vertrieb/Netz
Unabhängig vom Umsetzungsweg beteiligt sich die Gemeinde
Marienwerder n i c h t an der zusammengeführten, deutschlandweit
tätigen Vertriebsgesellschaft, sondern erhöht ihre Beteiligung an der
E.ON edis AG um den entsprechenden Wert.

3. Verzicht auf Spaltungsprüfung und Rechtsmittel
Der Vertreter der Gemeinde Marienwerder soll die Stimmrechte in Haupt-
versammlungen der E.ON edis AG entsprechend ausüben und alle für
die Umsetzung der Abspaltung erforderlichen oder zweckmäßigen Maß-
nahmen veranlassen.

Vor dem Hintergrund der bereits erfolgten Bewertungen durch die
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften BDO und KPMG soll er auf eine zu-
sätzliche Spaltungsprüfung und auf Rechtsmittel (z.B. Anfechtungs-
klagen, Spruchverfahren) gegen den Abspaltungsbeschluss oder das
Umtauschverhältnis sowie auf die Geltendmachung anderer Leistun-
gen als der vorstehend Beschriebenen im Zusammenhang mit der Ab-
spaltung verzichten.

-– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 06/ 2013
Vergabe Bauleistung – Parkplatzneubau am Bernsteinsee
Beschlusstext:
1. Die Gemeindevertretung Marienwerder beschließt die Bauleistung

Parkplatzneubau in Ruhlsdorf  am Bernsteinsee an die  Fa.  RASK
Brandenburg GmbH, Handwerkerstrasse 1 , 15366 Hoppegarten zu
vergeben. Die Auftragssumme wurde beschlossen.

2. Der Amtsdirektor wird beauftragt, die erforderlichen Schritte zu veran-
lassen.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 07/ 2013
Gedenktafel für das Kriegerdenkmal im OT Sophienstädt
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder beschließt eine Ge-
denktafel für die Gefallenen des 2. Weltkrieges am Kriegerdenkmal im OT
Sophienstädt herstellen und anbringen zu lassen.
Dafür sind in den Haushalt 2014 der Gemeinde Marienwerder 4.000 €
einzustellen.
Der Amtsdirektor wird beauftragt, für die Gemeinde Marienwerder zu han-
deln.
– Beschluss angenommen

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim,  Berliner Str. 1, 16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow hat in der  Sit-
zung am 13.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013 NÖ
Erwerb eines Flurstücks der Flur 1 der Gemarkung Melchow
– Beschluss angenommen

NÖ = nicht öffentlich

Beschlüsse der Gemeindevertretung Melchow

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal, Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz hat in der  Sit-
zung am 07.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
1. Änderung der Anlage I Reinigungsklassen zur Satzung über die
Reinigung öffentlicher Straßen in der Gemeinde Rüdnitz (Straßen-
reinigungssatzung)
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt die 1. Änderung
der Anlage I zur Satzung über die Reinigung öffentlicher Straßen in der
Gemeinde Rüdnitz (Straßenreinigungssatzung) in der vorliegenden Form.
– Beschluss angenommen
– siehe „Amtsblatt des Amtes Biesenthal-Barnim“, 10. Jahrgang,

Nr. 3/2013 vom 26.03.2013

Beschluss-Nr. 02/2013
Satzung über die Bereitstellung von Tagesbetreuungsangeboten
in der Gemeinde Rüdnitz und die Erhebung von Gebühren für die
Inanspruchnahme von kommunalen Kindertagesbetreuungs-
leistungen in der Kindertagesstätte in der Gemeinde Rüdnitz
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt die Satzung über
die Bereitstellung von Tagesbetreuungsangeboten in der Gemeinde Rüdnitz
und die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme von kommuna-
len Kindertagesbetreuungsleistungen in der Kindertagesstätte in der Ge-
meinde Rüdnitz in der vorliegenden Form zum 01.April 2013.
– Beschluss angenommen
– siehe „Amtsblatt des Amtes Biesenthal-Barnim“, 10. Jahrgang,

Nr. 3/2013 vom 26.03.2013

Beschluss-Nr. 03/2013
Holzernte in der Forstabteilung 1406
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt, den Zuschlag
für den Selbstwerbereinsatz für das Jahr 2013  in der Forstabteilung 1406
an die Fa. Zellstoff Stendal Holz GmbH, Goldbecker Str. 38  in 39596 Arneburg
zu erteilen. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt
im Namen der Gemeinde Rüdnitz zu handeln.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 04/2013
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag „Errich-
tung von Folienzelten; Gewächshaus; div. Bauwagen sowie
Nutzungsänderung einer Scheune in Wohnhaus“ (Gemarkung
Rüdnitz, Fl. 6 / 83; 84/2, Bernauer Straße)
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt, zu dem Antrag
„Errichtung von Folienzelten; Gewächshaus; div. Bauwagen sowie Nutzungs-

Beschlüsse der Gemeindevertretung Rüdnitz

änderung der Scheune in ein Wohnhaus“, Gemarkung Rüdnitz, Flur 6, Flur-
stücke 83 und 84/2, das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB zu
erteilen.
Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Namen
der Gemeinde Rüdnitz zu handeln und alle erforderlichen Schritte zur Um-
setzung des Beschlusses durchzuführen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 05/2013
Bildung einer Arbeitsgruppe zur Ortsentwicklung in der Gemein-
de Rüdnitz
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt:
Zur Erarbeitung der Leitlinien zur Ortsentwicklung und einer daraus resul-
tierenden Ortsentwicklungskonzeption wird eine Arbeitsgruppe gebildet.
– Beschluss abgelehnt

Beschluss-Nr. 06/2013
Herstellung eines Flyers der Gemeinde Rüdnitz
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt:
1. Der vorliegende Entwurf wird zum Druck freigegeben.
2. Durch das Amt Biesenthal-Barnim ist der Druckauftrag für 2.500 Ex-

emplare binnen 14 Tagen an die Firma Onlineprinters GmbH zu ertei-
len. Der Fertigstellungstermin ist 14.03.2013.

3. Die Kosten sind aus der Kostenstelle Geschäftsausgaben
28.1.01.543100 Internetpräsentation derGemeinde / Ortschronist aus
den übertragenen Mitteln des Jahres 2012 zu entnehmen.

4. Der Amtsdirektor wird beauftragt, für die Gemeinde zu handeln.
– Beschluss abgenommen

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359
Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) eingesehen
werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz hat in der  Sit-
zung am 07.03.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 07/2013
Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB „Wald-
weg“ Rüdnitz
– Billigung des Planentwurfes und Auslegungsbeschluss –
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt:
1. Der Entwurf zum Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a

BauGB „Waldweg“ in der Fassung vom Januar 2013, bestehend aus

Beschlüsse der Gemeindevertretung Rüdnitz

Planzeichnung (TeilA und B) sowie Begründung, wird gebilligt (ANLA-
GE).

2. Der Entwurf zum Bebauungsplan „Waldweg“ ist gem. § 3 (2) BauGB
öffentlich auszulegen. Gleichzeitig soll gem. § 4 (2) BauGB die Einho-
lung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange zur Entwurfsplanung erfolgen.

3. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Na-
men der Gemeinde Rüdnitz zu handeln und alle erforderlichen Schritte
zur Umsetzung des Beschlusses durchzuführen.

– Beschluss angenommen
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Beschluss-Nr. 08/2013
Vergaben von Bauleistungen in der „Begegnungsstätte Rüdnitz“
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt:
1. Der Auftrag zur Erneuerung der Eingangstür wird an die Firma Schapler

Fenster- und Sonnenschutz GmbH, Krokusstraße 6a in 16321 Bernau
zum Auftragswert vergeben.

2. Der Auftrag zur Veränderung der Sanitärinstallation wird an die Firma
Heizungs- und Sanitärbau Bernau GmbH, Kirschgarten 13 in 16321
Bernau zum Auftragswert vergeben.

3. Der Auftrag zur Veränderung der Elektroinstallation wird an die Firma
Elektro Räling, SchönfelderStraße 4 in 16230 Sydower Fließ zum Auf-
tragswert vergeben.

4. Der Auftrag für notwendige Malerarbeiten wird an die Firma Dieter
Döbler, Paul-Singer-Straße 34 in 16321 Bernau zum Auftragswert ver-
geben.

5. Der Auftrag für die auszuführenden Abriss- Fliesen,- Trockenbau- und
Pflasterarbeiten wird an die Firma Fliesenlegermeister Lenz, Bahnhof-
straße 145 in 16359 Biesenthal zum Auftragswert vergeben.

6. Der Sperrvermerk auf der Kostenstelle: 57.3.02.521100  über
27.500,00 € wird aufgehoben.

7. Für die Zeit der Baumaßnahmen wird die öffentliche Nutzung des ge-
samten Gebäudes der Begegnungsstätte untersagt.

8. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, die
erforderlichen Schritte zur Auftragserteilung und Auftragsrealisierung
einzuleiten.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 09/2013
Erwerb eines Aufsitzmähers mit Schiebeschild und Schlegelmäh-
werk
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz beschließt:
1. Der Auftrag zur Lieferung eines Aufsitzmähers mit Schiebeschild und

Schlegelmähwerk wird an die  Firma FGT Biesenthal, A.-Bebel-Straße
27, 16359 Biesenthal vergeben.

2. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, alle
erforderlichen Schritte einzuleiten.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 10/2013
Zuschuss für Seniorenarbeit in der Gemeinde Rüdnitz
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung Rüdnitz beschließt die Vergabe von Zuschüssen
für die Seniorenarbeit in der Gemeinde Rüdnitz aus der Haushaltsstelle
19.35.1.01.527100 wie folgt:
1. Siedlerverein Rüdnitz e.V.  für 3 Bowlingveranstaltungen in den Mona-

ten Januar bis März 2013 in Höhe von 50 % des auf die teilnehmen-
den Senioren entfallenden Anteils der Miete für Sportanlagen (ca. 62 €)

2. Alters- und Ehrenabteilung der Feuerwehr Rüdnitz für eine Busreise
am 04.04.13 in Höhe von 10 € pro teilnehmenden Senior (ca. 200 €)
sowie ein Besuch der Therme Templin am 25.04.13 in Höhe von  50 %
des Teilnehmerbeitrages pro Senior (ca. 72 €)

3. Interessengemeinschaft Seniorenarbeit Rüdnitz (ISR) für eine Busreisen
am 28.05.13 in Höhe 10 € pro teilnehmenden Senior (ca. 400 €).

Der Zuschuss ist entsprechend der Richtlinie zur Förderung kultureller Maß-
nahmen, Projekte und Einrichtungen in der Gemeinde Rüdnitz abzurech-
nen.
Der Amtsdirektor wird beauftragt, die erforderlichen Schritte einzuleiten.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 11/2013
Festsetzung Höchstbetrag Kassenkredit
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde  R ü d n i t z  beschließt,  den
Höchstbetrag des Kassenkredites gemäß § 76 Abs. 2 BbgKVerf für das Haus-
haltsjahr 2013 und folgende Haushaltsjahre auf 230.000,00 € festzuset-
zen.
– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 12/2013
Fortentwicklung der E.ON edis AG
Beschlusstext:
Auf der Grundlage der obigen Ausführung beschließt die Gemeindevertre-
tung Rüdnitz wie folgt:
1. Umfirmierung

Der Umfirmierung von E.ON edis AG in „E.DIS AG“ wird zugestimmt.
(Eine Beschlussfassung zu diesem Punkt durch die Gemeindevertre-
tung ist nach der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg nicht
erforderlich).

2. Übertragung des Vertriebsgeschäfts
a) Abspaltung

Der Abspaltung des Vertriebsgeschäfts der E.ON edis AG auf eine zu-
sammengeführte, deutschlandweit tätige Vertriebsgesellschaft wird zu-
gestimmt.

b) Umsetzungsweg
Die Abspaltung soll nach der „1-stufigen Variante“ erfolgen. Für den
Fall fehlender Einstimmigkeit aller Aktionäre stimmt der Aktionär auch
einer Abspaltung nach der „2-stufigen Variante“ zu.

c) Wahl Vertrieb/Netz
Unabhängig vom Umsetzungsweg beteiligt sich die Gemeinde Rüdnitz
n i c h t an der zusammengeführten, deutschlandweit tätigen Vertriebs-
gesellschaft, sondern erhöht ihre Beteiligung an der E.ON edis AG um
den entsprechenden Wert.

3. Verzicht auf Spaltungsprüfung und Rechtsmittel
Der Vertreter der Gemeinde Rüdnitz soll die Stimmrechte in Hauptver-
sammlungen der E.ON edis AG entsprechend ausüben und alle für die
Umsetzung der Abspaltung erforderlichen oder zweckmäßigen Maß-
nahmen veranlassen. Vor dem Hintergrund der bereits erfolgten Be-
wertungen durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften BDO und KPMG
soll er auf eine zusätzliche Spaltungsprüfung und auf Rechtsmittel (z.B.
Anfechtungsklagen, Spruchverfahren) gegen den Abspaltungsbeschluss
oder das Umtauschverhältnis sowie auf die Geltendmachung anderer
Leistungen als der vorstehend Beschriebenen im Zusammenhang mit
der Abspaltung verzichten.

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 - 15.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim,  Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) ein-
gesehen werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ hat in der
Sitzung am 14.02.2013 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 01/2013
Modernisierung u. Rückzahlung Investitionszuschuss der Wohn-
blöcke Grüntaler Str. 23 a-c
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ beschließt:
1. die Aufhebung des Beschlusses-Nr. 27/2012 vom 06.12.2012;
2. die Modernisierung der Wohnblöcke in der Grüntaler Str. 23 a-c durch

die Immoversa GmbH Templin in den Jahren 2013-2015 durchführen
zu lassen;

3. in den Jahren 2013, 2014 und 2015 je 20T€ Investitionszuschuss der
Immoversa GmbH Templin zur Verfügung zu stellen;

4. die als ANLAGE beiliegende Vereinbarung zur Rückzahlung des
Investitionszuschusses abzuschließen.

5. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Na-
men der Gemeinde Sydower  Fließ zu handeln.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 02/2013
Umverlegung Bushaltestelle im OT Grüntal
Beschlusstext:
1. Die Gemeindevertretung Sydower Fließ beschließt, Bushaltestellen an

der K 6002  in Grüntal Richtung Tuchen in Richtung Grüntal – Dorf zu
verlegen (Anlage).

2. Die erforderlichen Planungsleistungen soll das Büro Hübner – Ingeni-
eure erbringen.

3. Der Amtsdirektor wird beauftragt, im Namen der Gemeinde Sydower
Fließ zu handeln.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 03/2013
Vergabe von Planungsleistung über die Sanierung von 2 WC-Räu-
men in der verlässlichen Halbtagsgrundschule Grüntal
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ beschließt:

Beschlüsse der Gemeindevertretung Sydower Fließ

1. Der Planungsvertrag zur Sanierung der Sanitärräume in der verlässli-
chen Halbtagsgrundschule mit den Planungsphasen 2-6 der HOAI und
den Phasen 7-8 der HOAI für den 1. Bauabschnitt wird an das Ingenieur-
büro Dieme, Am Tempelberg 15 in 16225 Eberswalde, zu einem vor-
läufigen Honorar vergeben.

2. Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, die
erforderlichen Schritte zur  Umsetzung der geplanten Baumaßnahme
einzuleiten.

– Beschluss angenommen

Beschluss-Nr. 04/2013
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag „Errich-
tung von 5 EFH“  (Gemarkung Tempelfelde, Fl. 2 / 336, Garten-
straße)
Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ beschließt, zu dem
Antrag „Errichtung von 5 Einfamilienhäusern“, Gemarkung Tempelfelde,
Flur 2, Flurstück 336, das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB zu
erteilen.
Der Amtsdirektor des Amtes Biesenthal-Barnim wird beauftragt, im Namen
der Gemeinde Sydower Fließ  zu handeln und alle erforderlichen Schritte
zur Umsetzung des Beschlusses durchzuführen.
– Beschluss angenommen

NÖ = nicht öffentlich

Die Beschlüsse der öffentlichen Sitzungen können zu den Sprechtagen
Dienstag 9.00  - 12.00 Uhr 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00  - 12.00 Uhr 13.00 -  5.00 Uhr
in der Amtsverwaltung des Amtes Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal, Zentrale Verwaltung, Sitzungsdienst – (Frau Haase) ein-
gesehen werden.
Die Einsichtnahme ist auch während der Sprechzeiten beim jeweiligen Bür-
germeister möglich.

gez. Nedlin
Amtsdirektor

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Sehr geehrte Mitglieder, hiermit lade ich Sie recht herzlich zu unserer
Mitgliederversammlung am Freitag, den 12.04.2013 um 19.00 Uhr ein.
Ort der Versammlung: Gaststätte „Zum Alten Krug“ in Danewitz

Tagesordnung:
1. Begrüßung / Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Genehmigung der Tagesordnung
3. Verlesung des Protokolls der Mitgliederversammlung vom 16.03.2012
4. Jahresbericht Jagdjahr 2011/12 und 2012/13
5. Kassenbericht Jagdjahr 2011/12 und 2012/13
6. Bericht des Rechnungsprüfers
7. Beschluss Nr.: 1/13 – Entlastung des Vorstandes für beide Jagdjahre
8. Beschluss Nr.: 2/13 – Haushaltspläne Jagdjahre 2012/13 und 2013/14

Einladung zur Mitgliederversammlung
der Jagdgenossenschaft Priesterpfuhl in Danewitz

9. Bericht der Jagdpächter Jagdjahr 2011/12 und 2012/13
10. Sonstiges

Im Anschluss an die Mitgliederversammlung spendieren unsere Jagdpächter
allen Jagdgenossen ein deftiges Wildbretessen. Ich freue mich auf Ihre Teil-
nahme und verbleibe

mit freundlichen Grüßen

F.-W. Gesche
Vorsitzender
Jagdgenossenschaft Priesterpfuhl
Dorfstraße 48, 16359 Biesenthal OT Danewitz


